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BGB § 823 Ai, Eh; VerlG §§ 1, 2

'B'i e’i^g *r b ’*s c h c rn r o m a n
Wird ein Verleger in der Ausübung von Verlagsrechten 
durch den Abschluß eines Verlagsvercrages gestört, 
den der Autor über das gleiche Werk mit einem zweiten 
Verleger abschließt, so können ihm hieraus wegen eines 
unerlaubten Eingriffes in seinen ausgeübten Gewerbe­
betrieb (§ 823 Abs« 1 BGB) Schadensersatzsnsprüehe ge­
genüber dem zweiten Verleger erwachsen. Eür die Annahme 
eines Verschuldens des zweiten Verlegers kann ausreichen, 
daß dieser sich ohne eigene Prüfung der Hechtslage auf 
die Behauptung des Autors verlassen hat, die Verlags­
rechte des ursprünglichen Verlegers seien erloschen.

BGrli, Urt. v. 19. Dezember 1958 - I 2H 153/57 OLG München



1.2053/57.
Verkünde fc 

am 19»Dezember 1958 
6-runau, Justizobersekretär, 
als XJrkunds beamt er 
dei* Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem .Rechtsstreit

des Verlegers Kurt 
straße 0,

in fti

Beklagten? Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

gegen
den Bucbverlag Allert 
Prokuristen A ,P. J.

vertrete 
Ai

Kläger«, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Pr o z e ß b ev o 1 Imächt i gt e r: Rechtsanwalt Prof

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf 
die mündliche Verhandlung vom 2• Dezember 1958 unter 
Mitwirkung der Bundesrichter Prof.Dr<h.Cp Wilde,
Dr*Krüger-Hieland, Dr.Christoph, Dr.V/eiss und 
Dr.Spreng

für Recht erkannt:

1. Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 6c Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 1. August 1957 wird zurückge- 
wiesen«
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2. Auf die. Anschlußrevision des Klägers wird 
das angefochtene Urteil im Kostenpunkt und 
insoweit aufgehoben, als die Anschlußberu­
fung des Klägers zurückgev/iesen ist.

3* In diesem Umfange wird die Sache zur ander­
weit en Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten des Revisionsverfahrens, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.
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Durch rechtskräftiges Urteil des Oberlandesge- 
richts Märchen vom 25Februar 1952 (6 U 135/31) ist 
u.a, festgestellt, daß der Beklagte verpflichtet ist, 
dem Kläger den Schaden zu ersetzen, der diesem aus 
der widerrechtlichen Vervielfältigung und Verbreitung 
des Werkes "Der Dreigroschenroraan” von Bert Brecht ent­
standen ist und noch entstehen wird»

Diesem Urteil lag im wesentlichen folgender Sach­
verhalt zugrunde*

Beide Parteien sind Verleger* Der Kläger hatte am 
27» Juli 1933 mit dem Schriftsteller Bert Brecht einen 
Verlagsvertrag über den "Dreigroschenroman" abgeschlos­
sen, durch den er die ausschließlichen Hechte zur Ver­
vielfältigung und Verbreitung des Werks in deutscher 
und holländischer Sprache erwarb* Das Buch erschien in 
deutscher Sprache mit einer Auflage von 3600 Exempla­
ren» Im Jahre 1948 verhandelte der Kläger mit dem 
"A^p^-Verlag" in Berlin über die Herausgabe einer 
Heuauflage des Romans in Deutschland» Von dem entspre­
chenden Vertrag über den Verkauf von 10 000 Exemplaren, 
dessen fertiggestellter Entwurf dem Kläger vom 
Verlag bereits übersandt war, ist dieser Verlag durch 
Schreiben vom 25» Oktober 1948 mit der Begründung zurück 
getreten, der Autor Brecht habe ihm gegenüber erklärt, 
daß der Kläger alle Rechte an dem "Dreigroschenroman" 
verloren habe» Bereits am 23» August 1948 hatte der 
Autor Brecht mit dem Beklagten einen Verlagsvertrag ge­
schlossen und diesem den "Dreigroschenroman" zur Verviel 
faltigung und zum Vertrieb mit allen Rechten in Deutsch­
land überlassen» Ungeachtet der Proteste des Klägers



bra hte der Beklagte den ßoman im Spätherbst 1949 auf 
den Mai’kt, lier Kläger -veranstaltete im gleichen Jahre 
eine zweite Auflage von nur 2650 Exemplaren

Die Verpflichtung des Beklagten zur Schacienser- 
satzleistung hat das Oberlandesgericht München in dem 
angeführten Urteil mit der Begründung bejaht, der Be­
klagte hätte bei Anwendung der im Verkehr erforderli­
chen Sorgfalt erkennen müssen? daß der Kläger ältere 
noch geltende Hechte besessen habe; seine Handlungs­
weise stelle daher eine fahrlässige Urheberrechtsver­
letzung nach § 9 Abs. 2 VerlG, § 36 LittfrhG und § 825 
Abs. 1 BGB dar.

Mit der vorliegenden Klage begehrt der Kläger 
Schadenersatzleistung und hat im einzelnen folgende 
Ansprüche geltend gemacht!

1. Er habe wegen der "Störauflage” des Beklagten 
im Jahre 1949 anstelle einer in Hohe von 5000 Exempla­
ren beabsichtigten zweiten Auflage nur 2650 Exemplare 
auflegen können. Hiervon seien infolge der Handlungs­
weise des Beklagten nur 1476 Exemplare verkauft worden. 
Der tatsächlich eingetretene Verlust belaufe sich auf
r.* - . 2505,38 hfl,

2. Bei einer vollverkauften zweiten Auflage in
Höhe von 5000 Exemplaren? die ohne die Störung des 
Beklagten möglich gewesen wäre? hätte er einen Gewinn 
anstatt eines Verlustes gehabt, Ben entgangenen Gewinn 
berechnet äer Kläger äuf 6863?15 hfl,

3» Aus der mit dem ii^J^-Verlag in Berlin (Ost­
sektor) am 30.September 1948 vereinbarten Ausgabe in 
Höhe von 10 000 Exemplaren wäre ihm ein Gewinn von 
19 000 hfl zugeflossen. Zum Ersatz dieses Betrages 
sei der Beklagte verpflichtet, weil der AÄH^-Verlag
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im Zusammenwirken mit dem Autor und dem Beklagten, 
mindestens Bestärkt durch dessen vorangegangenen Ein­
griff in die Verlagsrechte des Klägers, von dem Ver- 

• trag zurückgetreten sei und anschließend auch noch 
eine eigene Auflage mit dem Impressum: "Lizenzausga­
be für Berlin und die DDR» Mit Erlaubnis des 
^U^-Verlages herausgebracht habe, ^  qqq _ .̂ q

4. Ein weiterer Schaden sei ihm durch den Rück­
tritt des J^j^-Verlages von dem Vertrag vom 30 * Sep­
tember 1948 insofern entstanden, als bei dem Druck 
der zü liefernden Auflage von 10 000 Exemplaren gleich­
zeitig die zweite Auflage des Klägers in Höhe von 
5000 Exemplaren hätte mitgedruckt werden können. Hier­
durch wären Unkosten in Höhe von 3000 hfl erspart 
worden.

3 000.- hfl

5» Der Verfasser habe eine weitere Zusammenar­
beit mit dem Kläger verweigert, Ein bereits gelei­
steter Honorarvorschuß von ihm habe im Hinblick auf 
die in der Ostzone herrschenden Verhältnisse nicht 
mehr zurückgefordert werden können.

1 345,75 hfl.

6. Ein erheblicher Schaden, dessen Festsetzung 
in das Ermessen des Gerichts gestellt werde, sei dem 
Kläger daraus erwachsen, daß seine geschäftlichen Be­
ziehungen zum Verfasser Brecht und zum A^J^-Verlag 
gestört worden seien. Auch sei eine Verwirrung in den 
Fachkreisen über die bestehende Lage entstanden. Fer­
ner seien ihm weitere Einnahmequellen.entgangen, die 
sich aus anderen Verbreitungsmöglichkeiten ergeben haben 
würden.
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Der Kläger hat beantragt, den Beklagten zu verurtei­
len, zugunsten des Klägers auf ein Ausländerkonto 
34 714>78 hfl, berechnet nach dem letztnotierten Kurs, 
sowie einen weiteren, in das Ermessen des Gerichts ge­
stellten Betrag, je'mit 8 fo Zinsen seit dem 1. Juli 1950 
zu zahlen o J

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt , Br hat 
vorgetragen, daß die Verkaufsmöglichkeiten für das Werk 
ab 1948 sehr gering gewesen seien und sich erst 1955 
wieder gebessert hätten. Der Kläger würde einen noch 
größeren Verlust erlitten haben, v/enn er nicht "gestört" 
worden wäre. Eine Haftung für schädigende Böigen der vom 
ApJ^-Verlag ausgesprochenen Kündigung und der von 
diesem Verlag in der DDR herausgegebenen Auflage falle 
ihm nicht zur Last, Dieser Schaden sei auch durch das 
Peststellungsurteil nicht erfaßt; gegen, die hierauf 
gestützten Ansprüche erhebe er auch die Einrede der 
Verjährung, Im übrigen fehle der Schadensberechnung 
die notwendige Bestimmtheit.

hach einer Beweisaufnahme hat das Landgericht fol­
gendes Urteil erlassen:

I. Der Beklagte hat zugunsten des Klägers 
auf ein durch dessen Prozeßbevollmächtigten 
zu errichtendes und dem Beklagten zu bezeich­
nendes Auslände^Anderkonto bei der Außenhan­
delsbank A u ^ ^ p ^ ,  vormals & Co, in

denjenigen Betrag in Deutscher Mark 
zur zahlen, der am Zahlungstage nach dem letzt- 
notierten offiziellen Umrechnungskurs der

Börse dem Gegenwert von 31 044,03 hfl 
nebst 8 % Zinsen hieraus seit dem l.Juli 1950 
entspricht.

II. Der Beklagte hat forner zugunsten des 
Klägers auf das in Ziff. I bezeichnete Konto

5 OOOo- DM
zu zahlen.



- 6 -

III* Im übrigen wird die Klage abgewiesen*

Mit der Berufung hat der Beklagte beantragt, das 
Urteil des Landgerichts auf2uheben, soweit es ihn zur 
Zahlung eines 2505?88 hfl übersteigenden Betrages ver­
urteilt hat, und die weitergehende Klage abzuweisen.

Der Kläger hat Zurückweisung der Berufung begeht♦
und gleichseitig Anschlußberufung erhoben mit dem An­
träge, anstelle des zu Ziff* II des angefochtenen Ur­
teils erkannten Betrages von 5000 DM einen höheren, 
in das Ermessen des Gerichts gestellten Betrag zuzuer­
kennen und die Kostenentscheidung entsprechend zu andern*

Der Beklagte hat beantragt, die Anschluöberufimg 
zurückzuweisen*

Das Berufungsgericht hat die Berufung des Beklag­
ten zurückgewiesen* Auf die Anschlußberufung ist der 
Beklagte verurteilt worden, die gesamten Kosten des 
Rechtsstreits zu tragen* Im übrigen ist die Anschluß­
berufung zurückgewiesen worden*

Mit der Revision beantragt der Beklagte, unter 
Aufhebung des angefochtenen Urteils- das Urteil des 
Landgerichts abzuändern und. die Klage abzuweisen, so­
weit der Beklagte zur Zahlung eines 2505,88 hfl über­
steigenden Betrages verurteilt ist.

Der Kläger hat um Zurückweisung der Revision ge­
beten und Anschlußrevision mit dem Antrag eingelegt, 
unter teilweiser Aufhebung des angefochtenen Urteils 
auf die Anschlußberufung des Klägers hin anstelle des 
zu II des landgerichtlichen. Urteils zuerkannten Betra-
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ges von 5000 DM einen höheren, in das Ermessen des Ge­
richts gestellten Betrag zuzuerkennen*

Der Beklagte hat um Zurückweisung der Anschlußre­
vision gebeten*

Entscheidungsgründe:

A* Revision des Beklagten*

I. Gegenstand des Verfahrens in der Revisionsin-
stanzsind nur noch die folgenden, nach Auffassung des
Klägers sämtlich von dem Tenor des rechtskräftigen»
Peststellungsurteils des Oberlandesgerichts München 
vom 25 •> Pebruar 1952 erfaßten Schadensersatzansprüche:

a) zu 2 des

b) zu 3 ,r
t
c) zu 4 M

d) zu 6 "

II* 1. Das Berufungsgericht hat den dem Kläger bei 
der von ihm im Jahre 1949 veranstalteten zweiten Auflage 
des Dreigroschenromans entstandenen Schaden auf 
6863,15 hfl angenommen* Hierbei ist es davon ausgegangen, 
daß der tatsächliche^Verlust aus der mit Rücksicht auf 
die "St'ö rauf läge ** des Beklagten auf 2595 Exemplare be­
schränkten zweiten Auflage des Klägers bereits mit 
2505,88 hfl durch das insoweit nicht angefochtene land­
gerichtliche Urteil rechtskräftig festgestellt ist* Pur 
die Berechnung des entgangenen_Gewinns aus der von dem

Klageantrages entgangener Ge- 6 863,15 hfl
winn aus der
2* Auflage
Komplex Ai 
Verlag

19 000,—  "

Druckkosten bei 2 675?—  '*
der 2* Auflage
Marktv erwirrungs- 
schaden



Kläger ^eabsichtigten Auflage von 5000 Exemplaren ist 
es äen Angaben des* Klägers gefolgt, wonach bei einer 
solchen Auflage nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
ein Gewinn von 6863*15 hfl mit Wahrscheinlichkeit habe 
erwartet werden können (§ 252 BGB)«

Die Revision, greift die Berechnung dieses Schadens­
postens von 6863,15 hfl mit der Begründung an, daß die­
ser Posten denselben Schaden wie der vorhergehende 
- rechtskräftig festgestellte - Posten von 2505-88 hfl 
betreffe. Sie meint,der Kläger habe den ihm infolge 
der Reduzierung seiner Auflage entgangenen Gewinn an 
den hicht ausgegebenen 2405 Exemplaren (5000 - 2595), 
durch den ihm rechtskräftig zugesprochenen Posten von
2505.88 hfl bereits erhalten. Mit dem zweiten Posten 
verlange er denselben Schaden, wobei er von 5000 Exem­
plaren ausgehe und die Differenz zwischen dem erzielten 
Gewinn und den Gestehungskosten bei 5000 Exemplaren 
beanspx'uche. Das sei aber nur eine andere Berechnungs­
art des durch die Nichtausgabe der 2405 Exemplare ent­
standenen Schadens. Von den vom Berufungsgericht er- 
reehneten 6863,15 hfl hätte der durch den Verkauf der 
herausgebrachten 2595 Exemplare tatsächlich* eirzielte 
Gewinn in Abzug gebracht werden müssen.

Diese Rüge der Revision ist nicht begründet. Der 
Berechn.ung.des dem Kläger bei der Herausgabe der zwei­
ten Auflage entstandenen, bereits rechtskräftig fest­
gestellten tatsächlichen Verlustes liegt der Prüfungs­
bericht der Wirtschaftsprüfer un(*
vom 21. März 1955 zugrunde,1 der für eine beschränkte 
Auflage vo„/n 2595 Exemplaren zu einem Verlust von
2505.88 hfl gelangt war. Nach dem gleichen Bericht wä-
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re bei der ursprünglich geplanten Auflage von 5000 
Stück ein Bruttoerlös von 16 560,05 hfl entstanden. 
Abzüglich der auf 9696,90 hfl berechneten Unkosten 
stellt das Berufungsgericht einen entgangenen Gewinn 
von 6863,15 hfl fest» Es stehen hiernach ein tatsäch­
licher Verlust und ein entgangener Gewinn nebeneinander, 
ohne daß sich diese Beträge, wie der Kläger zu Hecht 
betont, auch nur teilweise decken. Der Irrtum der Re­
vision beruht auf ihrer Annahme, der Kläger verlange 
einen Schaden, der entstanden sei, weil er die beabsich­
tigte zweite Auflage von 5000 Exemplaren infolge der 
Störung durch den Beklagten auf 2595 Exemplai'e habe 
reduzieren müssen. In Y/ahrheit fordert der Kläger, so 
gestellt zu werden, als ob er die Auflage in der vollen 
Höhe von 5000 Exemplaren auf den Markt gebracht hatte.
Da durch den Verkauf der tatsächlich herausgebrachten 
2595 Exemplare überhaupt kein Gewinn, erzielt, sondern 
ein Verlust eingetreten ist, konnte das Berufungsgericht 
auch nicht, wie die Revision es von ihrem fehlsamen 
Ausgangspunkt aus fordert, einen - nicht erzielten - 
Gewinn in Abzug bringen. Die Berechnung des Berufungs­
gerichts ist hiernach folgerichtig und läßt einen Rechts­
irrtum nicht erkennen.

2. Bas Berufungsgericht hat den Tenor des rechts- 
kräftigen Urteils des Oberlandesgerichts München vom 
25. Februar 1952 dahin ausgelegt, daß auch derjenige 
Schaden unter die von diesem Urteil getroffene Feststel­
lung der Ersatzpflicht des Beklagten falle, der infol­
ge des Rücktritts des Aufbauverlages von seinem mit dem 
Kläger über den Verkauf von 10 000 Exemplaren des Brei- 
groscüienromans geschlossenen Vertrags entstanden ist» 
Biesen Standpunkt hat das Berufungsgericht mit der Er­
wägung begründet, dem Urteil des Vorprozesses liege die
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zutreffende Auffassung zugrunde, daß der Beklagte das 
dem Kläger zusteh6n.de, gegen jedermann wii'ksame Verlags­
recht schuldhaft verletzt habe« Daher könne der Be­
klagte, so fuhrt das Berufungsgericht aus, zur Begrün­
dung der von ihm erhobenen Verjährungseinrede darauf 
verweisen, daß ein Unterschied zwischen widerrechtliche!' 
Vervielfältigung und Verbreitung einerseits und sonsti­
gen Urheberrechtsverletzungen andererseits zu machen 
sei« Dem Beklagten könne indessen nicht darin beige­
pflichtet werden, wenn er dem Urteilssatz, nach dem 
der Beklagte den "aus der widerrechtlichen Vervielfäl­
tigung und Verbreitung" des Werkes entstandenen und 
noch entstehenden Schaden zu ersetzen habe, entnehme, 
daß hierin keine Grundlage für die Feststellung der 
Schadensersatzpflicht aus seinem sonstigen Verhalten 
zu erblicken sei. Das Feststellungsurteil habe das Ver­
halten des Beklagten, soweit es einen Eingriff in das 
Verlagsrecht des Klägers bedeute, als eine natürliche 
Einheit angesehen; sein Verhalten habe mit den zum Ab­
schluß des Vertrages vom 23./31. August 1945 führenden 
Verhandlungen begonnen und habe sich in der Vervielfäl­
tigung und Verbreitung fortgesetzt» Den VertragsSchluß
von diesen Vorgängen zu trennen und in ihm etwa nur*
eine Vorbereitungshandlung zu den weiteren Handlungen 
zu sehen, widerspreche der natürlichen Betrachtung» 
Vervielfältigung und Verbreitung seien nur auf der 
Grundlage des Vertrages denkbar gewesen und in ihm ver­
einbart worden; sie hätten sich auch zeitlich unmittel­
bar angeschlossen. Es sei daher gerechtfertigt, das 
mit diesem VertragsSchluß beginnende, anschließend 
durchgeführte Vorhaben als eine tatbestand1iche Einheit 
zu betrachten, welches im Feststellungsurteil habe er­
faßt werden sollen»

Diese Auffassung wird von der Revision zu Recht 
beanstandet» Gegenstand der Verurteilung ist allein der
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"aus der Vervielfältigung und Verbreitung1' entstandene 
Schaden« Der Beklagte ist mithin ausschließlich wegen 
einer - fahrlässigen - Urheberrechtsverletzung verur­
teilt worden. Die Vervielfältigung und Verbreitung des 
Werkes, nicht aber auch, wie das Berufungsgericht meint, 
ein “sonstiges Verhalten“ des Beklagten ist von dem Vor­
prozeßurteil als unzulässig angesehen worden. Der zwi­
schen dem Beklagten und dem Autor Brecht geschlossene 
Vertrag vom 23./31* August 1948, der nach dem Klagevor­
trag die Veranlassung für den A^JJ^-Verlag gewesen ist, 
von seinem mit dem Kläger getätigten Vertrag zurückzu­
treten, stellt keine Urheberrechtsverletzung dar. Die­
ser Vertrag, der bereits ca. 10 Monate vor dem Zeit­
punkt geschlossen worden war, in dem der Beklagte zu 
einer Verbreitung und Vervielfä3.tigung übergegangen ist, 
kann als Schadensursache nur unter dem Gesichtspunkt 
eines unerlaubten Eingriffes in den eingerichteten Ge­
werbebetrieb gewürdigt werden« Das hat auch das Beru­
fungsgericht ersichtlich zum Ausdruck bringen wollen, 
Änderndes an einer späteren Stelle ausgeführt hat, das 
Verhalten des Beklagten sei insoweit eine Störung des 
.Klägers in der Ausübung seiner gegen jeden gerichteten 
urheberrechtlichen Befugnisse. Durch die Bestimmung des 
§ 823 BGB ist nach ständiger Hechtsprechung des Senats 
(vgl. BGHZ 3, 270, 279 ff) das Hecht am eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb nicht nur in seinem eigent­
lichen Bestände, sondern auch in seinen einzelnen Er­
scheinungsformen geschützt, wozu der gesamte gewerbliche 
Tätigkeitsbereich zu rechnen ist. Eines solchen Eingriffs 
hat sich der Beklagte, wie ira einzelnen noch zu erörtern 
ist, schuldig gemacht, indem er auf Grund des zwischen 
ihm und dem Autor abgeschlossenen Verlagsvertrages das 
an sich dem Kläger zustehende Verlagsrecht für sich in 
Anspruch nahm und sich dieses Rechte zum Nachteil des
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Klägers berühmte. Biese Handlungsweise des Beklagten 
richtete sich gegen den Geschäftsbetrieb des Klägers 
und war geeignet, den Absatz der von ihm aufgelegten 
Bücher zu beeinträchtigen. Bamit erfüllt es die Vor­
aussetzungen des § 623 Abs. 1 BGB, nicht aber gleich­
zeitig auch diejenigen einer Urheberrechtsverletzung.

Gegenstand der Kechtskraft eines Peststellungsur­
teils ist jeweils das vom Kläger aus den vorgetragenen 
Tatsachen abgeleitete und durch den Antrag gekennzeichne­
te Rechtsbegehren, über das das Gericht entschieden 
hat. Rechtskräftig wird hiernach diejenige Rechtsfolge, 
die der Richter aus dem Sachverhalt durch dessen Sub­
sumtion unter das objektive Recht erschlossen hat 
(Rosenberg, Zivilprozeß § 150 12). Allerdings trifft 
es zu, daß der Kläger im Streitfall bereits in den von 
ihm im Vorprozeß eingereichten Schriftsätzen dem Be­
klagten den Vorwurf eines "komplottmäßigenn Zusammen­
wirkens mit dem Vertragsbrüchigen Verfasser Brecht ge­
macht und insoweit auf den zwischen dem Beklagten und 
Brecht geschlossenen Verlagsvertrag hingewiesen hatte. 
Auch hatte der Beklagte jedenfalls bei Erörterung der 
Bemessung des Streitwertes auf die vom Kläger wegen 
des Rücktritts des A^((^-Verlages gestützten Schadens­
ersatzansprüche Bezug genommen. Alle diese Erörterungen 
ändern indessen nichts daran, daß das von dem Kläger 
gestellte Rechtsbegehren, also der Klageantrag, aus­
schließlich den durch "Vervielfältigung und Verbreitung" 
entstandenen Schaden, mithin die Folgen einer Uri^'ber- 
rechtsverletzung erfaßte. Auchv.der Urteilstenor, der 
diesem Klageantrag wortgetreu entspricht, ist klar und 
eindeutig. Es unterliegt daher bereits Bedenken, die 
Urteilsgründe überhaupt zur Auslegung der Urteilsformel 
heranzuziehen (BGHZ 2, 164, 170). Sieht man indessen
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eine solche Auslegung gleichwohl als zulässig an, so 
ergeben gerade auch die Entseheidungsgründe, daß das 
Vorprozeßurteil ausschließlich eine Urheberrechtsver- 
letzung angenommen und keineswegs den Beklagten zu 
einer - nicht beantragten - Ersatzleistung wegen eines 
Schadens verurteilt hat, der allein auf den Abschluß 
des Verlagsvertrages des Beklagten mit dem Autor ge­
stützt wird* Der Hinweis des Berufungsgerichts, das 
Vorprozeßurteil habe jedenfalls zur Begründung des 
Verschuldens des Beklagten auf den Verlagsvertrag mit. 
dem Autor Brecht hingewiesen, besagt demgegenüber nichts« 
Benn um die Vervielfältigung und Verbreitung des Prei- 
groschenromans durch den Beklagten als schuldhaft fest­
stellen zu können, mußte die Begründung des Urteils 
zwangsläufig auf diesen Vertrag zurückgellen. Auch der 
vom Berufungsgericht hervorgehobene Umstand, daß sich 
die Vervielfältigung und Verbreitung an den Verlags­
vertrag zeitlich angeschlossen habai, kann zu keiner 
anderen Auffassung führen* Es bleibt, daß ein schon durch
den Abschluß des Verlagsvertrages entstandener Schaden < x
tatsächlich nicht zur richterlichen Entscheidung ge- . 
stellt und ebensowenig durch das Urteil festgestellt ist*

Ist der Revision hiernach darin zuzustimmen, daß 
der wegen des Rücktritts des A^Bfc-Verlages geltend ge- 
machte Schadenersatzanspruch durch das Urteil des Vor­
prozesses nicht erfaßt wird, so ist der Entscheidung 
des Berufungsgerichts im Ergebnis gleichwohl beizutreten, 
soweit es - hilfsweise - angenommen hat, daß der lauf 
.der Verjährungsfrist für den in Frage stehenden Schadens­
ersatzanspruch nicht vor Erhebung der vorliegenden Klage 
begonnen hat (§ 852 Abs, 1 BGB) und sich der Anspruch 
.auch bei selbständiger Prüfung seiner tatsächlichen 
und rechtlichen Grundlagen als begründet erweist*
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Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung 
beginnt die Verjährungsfrist erst mit der Kenntnis des 
Ersatzberechtigten von dem Schaden und der Person des 
Verletzers* Eine solche Kenntnis ist dann vorhanden, 
wenn der Geschädigte auf Grund der ihm bekannten Tat­
sachen gegen eine bestimmte Person eine Klage auf 
Schadensersatz mit einigermaßen sicherer Aussicht auf 
Erfolg anstrengen kann (RGZ 106, 291; 124, 111, 114; 
167, 202, 208; BGHZ 6, 195, 201)* Diese Voraussetzungen 
für die Erhebung einer Klage waren bei der vorliegenden 
faligestaltung bisher nicht erfüllt, weil der Kläger 
'von der Verursachung des Schadens durch den Beklagten 
keine zuverlässige Kenntnis im Sinne der zitierten 
Rechtsprechung erlangt hat. In dem von dem Beklagten 
überreichten Schreiben vom 21* Oktober 1954 hat der 
A^PP~Verlag erklärt, der Rücktritt sei keine Polge 
des zwischen dem Beklagten und Brecht geschlossenen 
Verlagsvertrages * Das gleiche wird von dem 
Verlag sinngemäß in seinem Schreiben vom 16* Juli 1956 
wiederholt* Die Erklärungen des A^(p-Verlages hat 
sich der Beklagte 2u eigen gemacht* Er hat stets mit 
Nachdruck bestritten, daß sich der A^J^-Verlag auf 
Grund einer Kenntnis von den zwischen dem Beklagten 
und Brecht eingegangenen Vertragsbeziehungen zu dem 
Rücktritt entschlossen habe* Noch»in der Berufungs- 
begründung (S. 12) hat er vorgetragen, daß nicht der 
Beklagte, sondern höchstens der Autor Brecht dem 
Verlag gegenüber von seinem Verlagsvertrag mit dem Be-, 
klagten gesprochen haben könne. Selbst eine solche 
Mitteilung wird indessen von dem Beklagten ausdrücklich 
.in Abrede gestellt. Die von ihm eingereichte Erklärung 
des Autors Brecht vom 21. Oktober 1954 leugnet eben­
falls einem Zusammenhang zwischen dem Abschluß des 
Verlagsvertrages und dem Rücktritt des AÄBB-Verlages



•von seinem mit dem Kläger geschlossenen Vertrag, Unter 
diesen Umständen fehlt es an ausreichenden Anhalts-* 
punkten, aus denen auf eine zuverlässige Kenntnis des 
Beklagten von der Person des Ersatzpflichtigen ge­
schlossen werden könnte. Ersichtlich hat der Kläger 
hie zur Erhebung der vorliegenden Klage nur die Ver­
mutung gehabt, der Beklagte müsse den Schaden verur­
sacht haben* Sin bloßer Verdacht steht indessen der 
Kenntnis nicht gleich und ist nicht geeignet, den Be­
ginn der Verjährungsfrist in lauf zu setzen (RGZ 162, 
208)« Der Standpunkt des Berufungsgerichts, der Kläger 
habe sich erstmals auf Grund der vom i^J|^-Verlag 
in diesem Rechtsstreit abgegebenen Erklärungen eine 
zuverlässige Kenntnis von der Verursachung des Scha­
dens durch den Beklagten verschafft, beruht offenbar 
darauf, daß das Berufungsgericht der von dem Kläger 
vertretenen Auffassung gefolgt ist, die Widersprüche 
der in diesem Rechtsstreit vorgelegten Schreiben des 

Verlages ergäben, daß der Verlag über das Ver­
halten des Beklagten und des Autors Brecht, unterrich­
tet gewesen sein müsse, als er den Rücktritt erklärt 
habe. Selbst wenn man dieser Ansicht folgen wollte, 
die angesichts des hartnäckigen Bestreitens des 
^p-Verlages und des Beklagten in diesem Rechtsstreit 
nicht einmal ohne weiteres gerechtfertigt erscheint, 
so würde gleichwohl die Verjährungsfrist jedenfalls 
nicht vor Erhebung der vorliegenden Klage zu. laufen 
begonnen haben. Die Verjährungseinrede kann nach alle­
dem von dem Beklagten nicht mit Erfolg erhoben werden.

3« Der Standpunkt des Berufungsgerichts, der Be­
klagte habe den durch den Rücktritt des A^pp-Verlages 
eingetretenen Schaden schuldhaft verursacht, ist entge­
gen den von der Revision erhobenen .Angriffen rechtlich 
nicht zu beanstanden.
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Kk

a) Das Beruf;ungsgericht hat zunächst geprüft, ob 
der Kläger überhaupt berechtigt war, den -Vertrag mit 
dem A^((^-Verlag zu schließen? weil er nur in diesem 
Fall einen Schaden erlitten habe» für den der Beklagte 
verantwortlich gemacht werden könnte * Bas Berufungsge­
richt bejaht diese frage einmal mit der Begründung, der 

, Kläger habe zum Vertragsabschluß keiner ausdrücklichen 
Erlaubnis des Verfassers bedurft, weil nach 2iff * 11 des 
Vertrages vom 27. Juli 1933 die Auflagenhöhe, Ausstat­
tung und Festlegung des Badenpreises dem Kläger über­
lassen gewesen seien. Biese Vertragsbestimmung besagt 
allerdings für die hier zur Entscheidung stehende Frage 
noch nichts, da nicht die Höhe der Auflage als solche, 
sondern die Zahl der Auflagen in Streit steht, zu der 
der Kläger berechtigt ist, und weiterhin die frage, ob 
der Kläger etwa durch die Übertragung der in frage 
stehenden Rechte auf den A(JJpt-Verlag gegen seine Ver­
tragspflichten verstoßen hat. Bas Berufungsgericht hat 
indessen weiterhin offensichtlich der Auflagenzahl und 
dem Inhalt des Vertrages entnommen, daß er nicht auf 
eine Auflage beschränkt gewesen sei. Auch sei, so führt 
das Berufungsgericht aus-, durch die Vereinbarung als 

, Impressum; «Alle Rechte, insbesondere das der Über­
setzung vorbehaltene Copyright 1933 by Allert de 2^0^, 
Amsterdam, gedruckt bei RH, Holland’1 einzudrucken,
‘ dem Erfordernis Genüge getan, das Abhängigkeitsverhält- 
/nis des A^JJ^-Verlages vom Kläger als Verleger nach 
außen in Erscheinung treten zu lassen. Würde sich der 
* Verfasser aber gleichwohl auf den Standpunkt stellen,
. der Kläger habe damit seine vertraglichen Rechte über- 
schritten, so mache er sich diesem gegenüber eines wi­
derspruchsvollen, nach Art. 1374 des niederländischen 
Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht statthaften Verhaltens
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schuldig, weil der Kläger nach dem mutmaßlichen Y/illen 
und Interesse des Autors gehandelt habe, als er den 
Vertrag mit dem A^|[^-Verlag eingegangen sei^

Diese Auffassung des Berufungsgerichts läßt einen 
Hechtsirrtum nicht erkennen. .Die Revision meint, daß 
der Kläger als Verleger nach § 5 Abs. 1 VerlG- nur zu 
einer Auflage berechtigt gewesen sei und eine Abweichung 
hiervon einer ausdrücklichen Vereinbarung bedurft haben 
würde. Hierbei übersieht die Revision, daß bereits in 
deni rechtskräftigen Feststellungsurteil des Oberlandes­
gerichts (S. 10) die Frage,-welche Rechtsordnung auf 
den Vertrag vom 27. Juli 1933 anzuwenden ist, mit ein­
gehender Begründung dahin beantwortet worden ist, auf 
den Vertrag sei niederländisches Recht ansuwenden. Da 
ein ausdrücklich oder stillschweigend erklärter Par­
teiwille aus dem Vertrag nicht zu entnehmen ist, ist 
in dem Vorprozeßurteil geprüft worden, welche Rechts­
ordnung die Parteien vernünftigerweise gewählt hatten.«
^Bei der Untersuchung dieses "hypothetischen Partei- 
willens11 erwägt das Urteil, daß der aus .Deutschland 
emigrierte Autor, dessen Bücher in Deutschland verbo­
ten waren, sich keinesfalls dem deutschen Recht habe 
unterstellen wollen. Das beiden Parteien unbekannte 
Recht eines dritten Staates sei gleichfalls nicht in 
Betracht gekommen. Zudem sei Amsterdam ausdrücklich 
als Erfüllungsort vereinbart worden. Der Auffassung, 
daß hiernach allein das niederländische Recht für die 
rechtliche Würdigung des Vertrages vom 27- Juli 1935 
maßgebend sein könne, ist beizutreten. Daraus folge, 
daß die Bestimmungen des deutschen Verlagsgesetzes für 
den Streitfall keine Anwendung finden. Andererseits 
ist das Verlagsrecht in den Niederlanden nicht beson­
ders gesetzlich geregelt. Es ist daher allein aus dem 
vorliegenden Vertrage der Wille der Parteien, zu erm'it-
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teln (vgl. Art. 1374? 1375 des niederländischen Bür­
gerlichen Gesetzbuchs). Bereits in dem rechtskräftigen 
Feststellungsurteil ist ausgeführt, daß ausweislich 
des Verlagsvertrages vom 27* Juli 1933 das Urheber­
recht dann dem Autor wieder zur Verfügung habe stehen 
sollen? wenn innerhalb zweier Jahre nach dem Vergrif- 
fensein der letzterschienenen^Auflage keine Neuauflage 
erfolge. Im Hinblick auf den Wortlaut dieser Vereinba­
rung hat das Urteil mit Hecht die Schlußfolgerung als 
zwingend angesehen, daß dem Verleger das Recht auf 
Veranstaltung mehrerer Auflagen habe eingeräumt werden 
sollen. Damit entfällt auch die Rüge der Revision, im 
Falle der Anwendung holländischen Rechts fehle es an 
der Feststellung des Berufungsgerichts, ob nach dieser 
Rechtsordnung der Verleger auch dann zu mehreren Auf­
lagen berechtigt sei? wenn im Verlagsvertrag eine 
Vereinbarung hierüber nicht getroffen sei.

b) Die Kausalität zwischen dem durch den Rück­
tritt des A^|^-Verlages eingetretenen Schaden und 
dem zwischen dem Beklagten und dem Autor Brecht ge­
schlossenen Verlagsvertrag hat das Berufungsgericht 
mit eingehender Begründung bejaht. Da der A^(P~Verlag 
ausweislich des Schreibens vom 25» Oktober 1948 von 
seinem Vertrag mit dem Kläger mit der Begründung zu­
rückgetreten ist, der Autor Brecht habe ihm erklärt? 
daß der Kläger alle Rechte an. dem' "Dreigroschenromah." 
verloren habe und daß er - der Autor - gegen diesen 
Vertrag protestiere, steht zur Entscheidung, ob gleich­
wohl nicht, allein dieses Verhalten des Autors, sondern 
bereits der zwischen ihm und dem Beklagten abgeschlosse­
ne Verlagsvertrag als haftungsbegründender Umstand für 
den Rücktritt des A^^^-Verlages im Sinne eines adä­
quaten Kausalzusammenhanges angesehen werden kann, mit 
anderen Worten,'ob dem Beklagten die Handlungsweise des
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Autors bei vernünftiger Beurteilung der Dinge auf 
Grund seines Verhaltens bei Begründung der vertragli­
chen Beziehungen zu dem Autor zuzurechnen ist. Das 
hat das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum bejaht,

32s hat festgestellt, daß der Autor Brecht und der 
Beklagte gemeinschaftlich im Sinne des § 830 Abs, 1 
Satz 1 BGB gehandelt hätten, Ihr gemeinsamer Wille sei, 
so führt das Berufungsgericht aus, darauf gerichtet 
gewesen, das Werk des Autors in Deutschland herauszu­
bringen; zu diesem Zweck habe der Autor dem Beklagten 
das Verlagsrecht für Deutschland eingeräumt; zugleich 
habe er sich Vorbehalten, eine entsprechende Auflage 
in der Ostzone herauszubringen. Anschließend habe er 
mit dem A^J^-Verlag über die Veranstaltung dieser Auf­
lage verhandelt; sodann sei diese Auflage mit dem 
Impressum*. "Mit Erlaubnis des D^|^-VerlagesM erschie­
nen, Das gemeinsame Handeln der Beteiligten habe von 
vornherein insofern eine gemeinsame Richtung gegen den 
wahren Berechtigten gehabt, als sie dessen Verlagsver­
frag mit dem Autor besprochen und sich gleichwohl ent­
schlossen hätten, das Werk erscheinen zu lassen. Das 
zum Schadensersatz verpflichtende Kriterium sei die 
ihnen dabei zur Last fallende Fahrlässigkeit in der 
Beurteilung der Rechtslage. Diese Beurteilung habe zwar 
jeder Beteiligte für sich allein vorgenommen; sie sei 
aber jedenfalls auf Grund einer gemeinsamen Besprechung 
erfolgt. Der eingetretene Schaden stelle sich demzufolge 
als das Ergebnis, der Zusatnmenwirkung mehrerer fahrlässi­
ger Handlungen dar.

Die Annahme eines gemeinschaftlichen Handelns hat 
das Berufungsgericht insbesondere darin bestätigt gefun­
den, daß der A^^^-Verlag den Rücktritt vom Vertrage 
erklärt habe, nachdem der Autor mit dem Beklagten einen
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Verlagsverbrag abgeschlossen hatte. Autoren seien? 
so legt das Berufungsgericht dar (S. 29)? nicht sel­
ten in bezug auf die Beurteilung ihrer Rechtsbeziehun­
gen zum Verleger uneinsichtig und von ihrem Rechts­
standpunkt überzeugt. Gerade deshalb widerspreche es 
der Erfahrung, daß dritte Verleger, an die ein Autor 
sich mit dem Angebot der Übertragung von Verlagsrech­
ten wende? bei Kenntnis des Vorhandenseins eines be­
reits bestehenden früher geschlossenen Verlagsvertra­
ges über das gleiche Werk ohne weiteres auf sein Ange­
bot eingingen. Habe aber ein angesehener Verlag? wie 
der des Beklagten, dennoch das Werk in Verlag genom­
men? so. entspreche es der Erfahrung, daß ein weiterer 
Verleger sich bereitfinde? dieses Werk mit seiner 
Zustimmung in Lizenz herauszugeben. Hieraus folgert 
das Berufungsgericht ? daß der A^|^-Verlag nicht un­
ter allen Umstanden? sondern erst auf.Grund des bei­
spielgebenden Verhaltens des Beklagten und des vom 
Beklagten in seinem Glauben an seine freie Verfügungs­
macht über die Verlagsrechte bestärkten Verfassers 
beschlossen habe, den Vertrag mit dem Kläger zu bre­
chen. Es komme nicht entscheidend darauf an, ob der 
Autor etwa in jedem Ball entschlossen gewesen sei? die 
Lizenzausgabe des A^HhVerlages für den Kläger un­
möglich zu machen - wenngleich das Berufungsgericht auch 
zu diesem Punkt noch im einzelnen Stellung nimmt. Je­
denfalls sei, so führt das Berufungsgericht aus (S.31), 
das spätere, den'Schaden unmittelbar herbeiführende 
Handeln des Autors und des A^(^-Verlages im wesentli­
chen durch eine verfehlte Auffassung von der Rechts­
lage bestimmt worden, welche ihrerseits gerade durch 
das vorausgegangene Verhalten des Beklagten gefördert 
worden sei. Hach natürlicher Betrachtungsweise seien 
die späteren Handlungen von Autor urd A^(p|-7erlag
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nur ein Glied in dem durch den Vertrag des Beklagten 
mit dem Autor begonnenen Geschehensablauf. Es be­
ständen daher keine Bedenken, die weiteren Folgen 
dem Beklagten auch zuzurechnen.

Biese rechtlich nicht zu beanstandende Betrach­
tungsweise des Ursachenzusammenhanges durch das Beru­
fungsgericht rechtfertigt die Haftung des Beklagten 
für den durch den Rücktritt des A^J^-Verlags einge­
tretenen Schaden. Bei vernünftiger Beurteilung des vom 
Berufungsgericht festgestellten Sachverhalts ist dem 
Beklagten billigerwelse die Haftung für die Folgen sei­
nes Verhaltens, da,s nach dem regelmäßigen Ablauf der 
Binge zur Herbeiführung des Erfolges geeignet war, 
zuzumuten. Es ist daher nicht mehr erforderlich, auf 
die weiteren Ausführungen des angefochtenen Urteils 
einzugehen, in denen das Berufungsgericht noch mit zu­
sätzlichen Erwägungen den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen dem Verhalten der Beteiligten und dem einge­
tretenen Schaden begründet hat.

Die von der Revision gegen die Begründung gerich­
teten Angriffe gehen fehl. Die Revision bemängelt zu 
Unrecht, daß das Berufungsgericht seinen Erwägungen die 
Bestimmung * des § 287 ZPO zugrunde gelegt habe. Es 
entspricht der ständigen höchstrichterlichen Rechtspre­
chung (vgl. BGHZ 7? 198» 203 ), daß das Gericht gemäß 
§ 287 ZPO nicht nur über die Höhe des Schadens, son­
dern imter Würdigung aller Umstände auch darüber zu 
entscheiden hat, ob zwischen dem von ihm angenommenen 
schadenstiftenden Ereignis und dem entstandenen Scha­
den ein ursächlicher Zusammenhang* im Rechtssinne be­
steht. Kür die hier nicht zur Entscheidung stehende 
Frage, ob das schadenstiftende Ereignis den Ersatz Be­
gehrenden betroffen hat, darf nicht nach§ 287 ZPO be-
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beurteilt? sondern muß nach § 286 ZPO bewiesen werden 
(BOHZ 4? 192, 196)’. Hiernach isfc nicht zu bemängeln, 
wenn das Berufungsgericht den von ihm angesteilten 
Erwägungen? wie an mehreren Stellen der Entscheidungs­
gründe ausdrücklich hervorgehoben wird, die Bestimmung 
des § 287 ZPO zugrunde gelegt hat* Die Revision rügt ‘ 
daher auch zu‘Unrecht, daß das Berufungsgericht die 
Beweislast verkannt habe. Im Rahmen des § 287 ZPO ist 
das Gericht an Beweisregeln nicht gebunden und die Fra­
ge der Beweislast ist belanglos (RGZ 155? 39)« Es 
konnte daher auch die weiteren Beweisanträge des Beklag­
ten ablehnen, wenn es aus ErfahrungsSätzen bereits einen 
ausreichenden Beweis als geführt ansah* Dies ist nach 
der oben wiedergegebenen Begründung des Berufungsge­
richts der Fall gewesen. Bas Berufungsgericht war ins­
besondere entgegen der Auffassung der Revision nicht 
verpflichtet, die von dem Beklagten, benannten Zeugen 
zu vernehmen* Biese Zeugen waren im wesentlichen dafür 
namhaft gemacht worden (vgl. Beweisbeschluß vom 18* Ok­
tober 1956 sowie die Schriftsätze vom 20. Februar 1957 
und 4« April 1957)? daß der Beklagte nicht durch ein 
zusätzliches Handeln darauf hingewirkt habe, den A^|^p~ 
Verlag oder den Autor durch eine besondere Erlaubnis zur 
Vervielfältigung und Verbreitung oder einer anderweiti­
gen Mitwirkung zum Rücktritt zu veranlassen, er sich 
hierfür auch keine Vorteile habe versprechen lassen oder 
Solche ex'langt habe und keinerlei Hebenabreden irgendwel­
cher Art zwischen dem Beklagten und dem Aj(Bfc-Verlag 
getroffen worden seien. Von der Vernehmung dieser Zeugen 
konnte das Berufungsgericht, das bereits auf Grund der 
Beweiswürdigung der unstreitigen Tatsachen zu einer sach- 
entsprechenden Beurteilung der Sach- und Rechtslage ge­
langt war? schon deswegen absehen? weil es für seine Be­
urteilung nicht von Belang war, daß sich der Beklagte
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nicht eines über die Tatsache des Vertragsabschlusses 
mit dem Autor hin.ausgehenden schädigenden Verhaltens 
schuldig gemacht hat.

Es trifft auch nicht zu, wie -die Revision geltend 
macht, daß das Berufungsgericht auf S, 29 des Urteils 
den Beweis des ersten Anscheins zur Begründung herange­
zogen habe. Tatsächlich ist das Berufungsgericht nur 
von den sich auf die Lebenserfahrung gründenden Hegeln 
ausgegangen und hat auf Grund solcher .Erfahrungssätze 
den Beweis für den ursächlichen Zusammenhang als ge­
führt angesehen. Das ist nicht rechts!ehlerhaft. Daß 
eine "Wahrscheinlichkeit" nicht für das Vorbringen 
des Beklagten spreche, hat das Berufungsgericht nur 
bei den hier nicht gewürdigten Hilfserwägungen (S. 30 
BU) ausgesprochen. Es bedarf deshalb keiner Erörterung, 
ob das Berufungsgericht insoweit eine rechtsirrtümliche 
Auffassung vertreten hat.

c) Auch die Angriffe, die die Revision dagegen rich­
tet, daß das Berufungsgericht ein fahrlässiges Verhalten 
des Beklagten angenommen habe, gehen fehl. Das Beru­
fungsgericht hat bereits }im Eingang der Entscheidungs■- 
gründe (S, 16) ausgeführt, daß es - hilfsweise - dei* 
tatsächlichen und rechtlichen Beurteilung der Klage­
gründe des rechtskräftigen Peststellungsurteils ln dem 
Vorprozeß beitrete. Es hat sich insbesondere der Erwä­
gung dieses Urteils angeschlossen, daß sich der Beklag­
te keinesfalls auf die Auffassung des Verfassers über 
seine Rechtsbeziehungen zu dem Kläger habe verlassen 
dürfen, sondern verpflichtet gewesen sei, bei dem Klä­
ger Rückfrage zu halten. In dem Vorprozeßurteil war 
hierzu ausgeführt worden, daß dem Beklagten bereits die 
angebliche Behauptung des Autors, der deutsche Absatz
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sei in seinem Verlagsvertrag mit dem Kläger rieht ein­
begriffen, habe bedenklich erscheinen müssen. Auch die 
von Brecht aufgestellte Behauptung, der frühere Ver­
trag sei aufgelöst, habe der Beklagte nachprüfen müssen. 
Aus Erfahrung habe ihm, so führt das Urteil aus, bekannt 
sein müssen, daß Verlagsverträge in der Hegel sehr 
langfristig abgeschlossen würden. Daher sei es seine 
Pflicht gewesen, nach den außerordentlichen Beendigungs­
gründen zu forschen. Es liege auf der Hand, daß die ein­
seitige Behauptung des Autors, das Buch sei vergriffen 
gewesen und er habe vom Verleger nichts mehr gehört, 
völlig unzureichend gewesen sei.

Diese Begründung, die sich das Berufungsgericht 
ausdrücklich zu eigen gemacht hat, läßt einen Rechts­
fehler nicht erkennen. Die Rüge der Revision, es fehle 
an jeder näheren Feststellung, in welcher Form und 
in welchem Umfang der Beklagte von dem Verlagsrecht 
des Klägers Kenntnis erlangt habe, geht fehl. Das Be­
rufungsgericht hat festgestellt (S.25), daß der Beklag­
te und der Autor dessen Verlagsvertrag mit dem Kläger 
besprochen und sich gleichwohl entschlossen hätten, das 
Werk bei dem Beklagten erscheinen zu lassen. Dur auf 
die Tatsache dieser Kenntnis kommt es an, nicht aber

4

darauf, in welchem Umfang der Beklagte im einzelnen über 
den Vertragsinhalt unterrichtet worden ist. Der Beklag- 
te durfte entgegen der'Auffassung der Revision nicht 
darauf vertrauen, der Autor Brecht könne ihm noch 
rechtswirksam das Verlagsrecht an dem Werk einräumen.
Es war ihm nach der zutreffenden Ansicht des Berufungs­
gerichts unter den gegebenen Umständen vielmehr eine 
sorgfältige Nachprüfung züzumuten, ob er etwaige Rechte 
des Klägers, die diesem aus dem ihm bekannten Verlags­
vertrag zustanden, verletzte. Tat er dies nicht, so han-
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delte er auf eigene Gefahr und kann nicht geltend ma­
chen? sein Verhalten werde möglicherweise eine Ver­
letzung fremder Rechte nicht zur Folge haben»

d) Wegen der Berechnung der Höhe des dem Kläger 
infolge des Scheiterns seines Vertrages mit dem At 
Verlag entgangenen Gewinns hat das Berufungsgericht 
auf die Darlegungen des lahdgerichtliohen Urteils 
Bezug genommen? weil der Beklägte gegen sie keine sub­
stantiierten Einwendungen gemacht habe? soweit der 
Bosten von 19 000 hfl in Betracht komme. Auch die Re­
vision hat in Höhe dieses Betrages keine Bedenken er­
hoben. Sie beschränkt sich auf eine Beanstandung der 
Uber diesen Betrag hinaus weiterhin von dem Kläger ge­
forderten 5000 hfl. Die Revision übersieht, dai3 bereits 
das Landgericht diesen Betrag mit Billigung des Beru­
fungsgerichts tatsächlich nicht zugesprochen hat, son­
dern nur 2675 hfl. Dabei ist das Landgericht in 'Über­
einstimmung mit den gerichtlichen Gutachtern davon 
ausgegangen? daß.bei einem gleichzeitigen Druck der 
Zweiten Auflage des Klägers (5000 Exemplare) im Zusam­
mendruck mit den an den A^J^-Verlag zu liefernden 
Exemplaren an sich eine Unkostenersparnis von 5000 hfl 
gegenüber ein Betrag von 9696,90 hfl hätte erzielt wer­
den können. Das Landgericht hat jedoch berücksichtigt, 
daß der Kläger in seiner Ver3.ustrechnung aus der tat­
sächlich gedruckten Auflage bereits Unkosten in Höhe 
von 7021,90 hfl geltend gemacht hat (vgl. Bericht

vom 21. März 1955). Aus die­
sem Grunde hat es als Schaden nur die den entgangenen 
Gewinn erhöhende Ersparnis von 2675 hfl (9696,90 - '■ ' 
7021,90 hfl) angesetzt. Das Berufungsgericht ist die­
ser Berechnung beigetreten und hat insbesondere im An­
schluß an die gutachtliche Äußerung des Sachverständi-



gen Hüller noch darauf hingewiesen, daß fü:u den unter­
stellten Fall die Satzkosten allein etwa 2000 hfl we­
niger betragen hätten und es auch glaubhaft sei, daß 
für Druck und Papier niedrigere Preise hätten erzielt 
werden können. Gegenüber den von dem Berufungsgericht 
herangezogenen Gutachtern Rowohlt und Müller, die 
beide im Grundsatz eine Kostenersparnis von 5000 hfl 
als erzielbar bezeichnet haben, kann der Beklagte 
sich zur Begründung seiner Revisionsrüge nicht darauf 
berufen, daß die Gutachter die Summe nicht im einzelnen 
begründet hätten und das Berufungsgericht gleichfalls 
efne solche Begründung nicht gegeben habe. Bas Beru­
fungsgericht konnte die Höhe dieses Schadens gemäß 
§ 287 ZPO nach freier Überzeugung schätzen. Es hat 
sich hierbei auf die Begutachtung durch zwei gericht­
liche Sachverständige gestützte Insbesondere hat es 
den Sachverständigen Müller zu diesem Rechnungsposten 
noch einmal bei seiner mündlichen.Vernehmung eingehend 
gehört» Dieser hat erklärt, daß man einen solchen Posten 
nicht ganz genau ausrechnen könne, und hat im einzelnen 
Erläuterungen gegeben, weswegen nach seiner Auffassung 
die Summe nicht unangemessen sei. Diesem Standpunkt 
ist das Berufungsgericht gefolgt. Unter diesen Umstän­
den kann von der Revision nicht gerügt werden, daß 
das richterliche Ermessen ohne jede Grundlage ausge­
übt sei. Eine weitere Substantiierung unter Angabe 
von etwaigen Tatsachen, die einen zwingenden Schluß 
auf die Höhe' der Forderung zuließen, konnte vom Beru­
fungsgericht nicht erwartet werden.

4. In Übereinstimmung mit dem Landgericht hat das 
Berufungsgericht schließlich einen "Verwirrungsschaden" 
in Höhe von 5000 DM als begründet angesehen. Kieruu 
hat es ausgeführt (S. 38 zu 6 3U), dieser Schaden sei 
nicht durch die schon berücksichtigte Tatsache er-
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schöpft, daß die Verwirrung der Buchhändlerkreise in­
folge der Ankündigung desselben Werkes durch zwei Ver­
lage zu einem geringeren Absatz der zweiten Auflage 
des Klägers geführt habe« Einzubeziehen sei auch der 
Schaden,- der dadurch entstanden sei, daß der Kläger 
ein Werk des weltbekannten Autors nicht in seinem Pro­
gramm habe führen können« Bas geschäftliche Ansehen 
des Verlages habe am besten dadurch unterstrichen wer­
den können, daß er weltbekannte Werke führender Auto- 
. ren ankündigte« Ein solcher Bestandteil des Verlags- 
katalogäs habe, wie auch der gerichtliche Sachverstän­
dige Müller bestätigt habe, erheblichen Werbewert und 
daher auch Vermögenswert. Bereits das Landgericht,
> dessen Begiiindung das Berufungsgericht sich ersichtlich 
angeschlossen hat, hatte darauf verwiesen, daß unbe­
strittenermaßen die Auflage des Beklagten in dem Jah­
resverzeichnis des Börsenvereins deutscher Buchhändler 
für das deutsche Schrifttum 1949 (Ausgabe 1950) und 
in dem ’‘Autorenlexikon 20.Jahrhundert” von K.A.Kutz- 
bach (Verlag Bouvier, Bonn 1952) genannt worden sei, 
wobei in dem letztgenannten Werk der Kläger nicht ein­
mal zu der ersten Auflage von 1954 als Verleger be­
zeichnet werde. Eine nachhaltige Störung der geschäft­
lichen Position des Klägers hatte das Landgericht wei­
ter insbes.ondere darin erblickt, daß dem Kläger nach 
dem Vertrag vom 27«Juli 1933 die gesamten verlegeri­
schen Verwertungsrechte zeitlich und gebietlich unbe­
schränkt zugestanden hätten und er mithin auch eine 
Gewinnbeteiligung an den Eingängen aus fremdsprachli­
chen Übersetzungen zu beanspruchen gehabt habe. Auch 
das Berufungsgericht hat hierauf - wenngleich in an­
derem Zusammenhang iS.37 BU) - verwiesen und betont, 
daß mindestens in den Jahren 1949 bis einschließlich 
1952 der j .Kläger an der vollen Auswertung seines Ver-
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lagsrechts entscheidend gehindert gewesen sei und der 
durch die Verschlechterung seiner Beziehungen zum Autor 
eingetretene Schaden noch über 1952 hinaus fortwirke. 
Wie lange die eingetretene Verwirrung angehalten habe, 
zeige insbesondere das Börsenblatt für den deutschen 
Buchhandel - Frankfurter Ausgabe - Ur. 44 vom 31- Mai 
1952, in.dem das streitige Werk nach wie vor als bei 
dem Beklagten verlegt angezeigt werde.

Der von der Revision gegen diese Begründung erho­
bene Binwand, auch dieser Schaden werde nicht durch die 
Feststellung der Schadensersatzpflicht in dem rechts­
kräftigen Vorprozeßurteil erfaßt, ist unbegründet. 
Gerade der Umstand, daß der Beklagte das Werk verviel­
fältigt und vertrieben und sich auf diese Weise als 
rechtmäßiger Verleger in der Öffentlichkeit ausgegeben 
hat, mußte die unsichere, den Büchermarkt verwirrende 
Rechtslage zur Folge haben und im Verkehr den Eindruck 
hervorrufen, der Beklagte sei allein berechtigt, das 
Werk herauszugeben. In Anbetracht des von den gericht­
lichen Sachverständigen bestätigten erheblichen Werbe- 
Werts des Werkes und der vom Landgericht im einzelnen 
erörterten Folgen des Verhaltens des Beklagten ist 
es auch nicht rechtlich fehlsam, wenn das Berufungs­
gericht den Schaden auf 5000 DM geschätzt hat. Der 
Earlegung weiterer Umstände zur Begründung der Höhe 
des’ Schadens bedurfte es unter den gegebenen Umständen 
.entgegen der Auffassung der Revision nicht.

B. Ansohlußre,vision des Klägers.
>

M£t der Anschlußrevisiori erstrebt der Kläger 
die Aufhebung des angefochtenen Urteils insoweit, als 
ihm durch dieses Urteil ungeachtet der von ihm einge-



- 29 -

legten Anschlußberufung kein, höherer ’'Verwirrungsscha­
den” als 5000 DM zugesprochen sei, obwohl die Entschei­
dungsgründe zum Ausdruck brächten, daß ihm ein weite­
rer Schaden “von ca. 25 000 DM tatsächlich entstanden 
seie Diese Büge ist begründet,

1. In der Berufungsinstanz hatte der Kläger 
mit Schriftsatz vom 1, Oktober 1956 Anschlußberufung 
eingelegt mit dem Antrag, das Urteil des Landgerichts 
insoweit aufzuheben, als es unter Ziff, 2 den Beklagten 
zitr Zahlung eines Betrages von 5000 DM an den Kläger 
verurteilt hat, und einen höheren, in das Ermessen des 
Gerichts gestellten Betrag zuzuerkennen. In. dem ange­
führten Schriftsatz hat der Kläger zur Begründung ins­
besondere auf das Gutachten Rowohlt verwiesen, der aus­
geführt hat, daß die Abgabe von Lizenzen an Buchgemein­
schaften ’’leicht einen Lizenzerlös von 5000 DM bis 
40 000 DM hätten ergeben können”, und ferner erklärt 
hat, er* sei bei ungestörtem Verlauf bereit gewesen, 
bdi Vergabe einer Lizenz für seine Taschenbuchreihe 
einen Honoraranfall von mindestens 10 000 DM gegen­
über Bert Brecht zu garantieren. Der Antrag aus diesem 
Schriftsatz ist ausweislich des Protokolls vom 4. Ju­
li 1957 in der mündlichen Verhandlung gestellt worden, 
wobei in dem Protokoll auf den gesamten Schriftsatz
Bezug genommen v.*ird#: Die ..Auffassung des Berufungsge- ♦
riehts, aus dem Schriftsatz des Klägers vom 18.Juni 
1957 und seinen Ausführungen in der letzten mündlichen 
Verhandlung ergebe sich, daß der Kläger mit der An­
schlußberufung nicht mehr insgesamt einen höheren 
Schaden als den in erster Instanz zuerkannten Betrag 
fordere, steht mit dem gestellten Antrag und seiner 
Begründung in unvereinbarem Widerspruch. In der An­
schlußberufung hatte der Kläger eindeutig 2urn Ausdruck
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gebracht, für welchen Schaden er den Beklagten über den 
bisher vorgetragenen Tatbestand hinaus zusätzlich als 
ersatzpflichtig ansah. In der Sache selbst konnte da­
her nicht zweifelhaft sein, was der Kläger mit der 
Anschlußberufung erstrebte. Da der Antrag ausweislich 
des Protokolls uneingeschränkt in der letzten mündli­
chen Verhandlung aufrechterhalten worden ist, war er 
in Wahrheit einer Auslegung in dem vom Berufungsgericht 
angenommenen Sinn überhaupt nicht -zugänglich. Das Be­
rufungsgericht hätte daher sachlich prüfen müssen,
Ob das Klagebegehren wegen des geforderten, der Höhe 
nach in das Ermessen des Gerichts gestellten Schadens­
betrages begründet war. Da dies nicht geschehen ist, 
mußte das angefochtene Urteil in diesem Umfange aufge­
hoben .werden.

Die Prüfung, ob und bejahendenfalls in welcher 
Höhe ein Schadensersatzanspruch deswegen gerechtfertigt 
ist, weil dem Kläger nach seiner Behauptung in den Jah­
ren der Störung seiner Verlagstätigkeit ein nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge mit Wahrscheinlichkeit zu 
erwartender Gewinn durch Vergabe von Lizenzen an Buch­
gemeinschaf ten oder Herausgeber von Taschenbuchreihen 
entgangen ist, kann der Senat in Ermangelung der er­
forderlichen tatsächlichen Grundlagen nicht von sioh 
aus vornehmen. In dem angefochtenen Urteil wird nur 
ausgeführt, daß sioh der Verleger mit Wahr­
scheinlichkeit um den Erwerb der Hechte beim Kläger 
bemüht haben würde und nicht anzunehmen sei, daß der 
Autor "befugten11 Widerspruch hätte erheben können. Bei 
geklärter Rechtslage, so meint das Berufungsgericht, 
hätte der Kläger mit Wahrscheinlichkeit mindestens ein 
günstiges Angebot des R^(^-Verlages erhalten; es 
sei nicht anzunehmen, daß er hierauf nicht eingegangen 
wäre.
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Das Berufungsgericht hat hiernach bisher Feststellun­
gen über die Möglichkeit eines Abschlusses solcher Ver- 

•• träge nicht getroffen, sondern hat sich auf den Hinweis 
, beschränkt,daß eine ¥/ahrscheinliehkeit bestanden habe, 
der Kläger würde Verträge der in Hede stehenden Art 
eingegangen sein« Die spätere Bezugnahme (S. 37 ff BU) 
auf die Darlegungen der gerichtlichen Sachverständigen 
. Kowohlt und Müller und den. auf sie gestützten Stand­
punkt, der entgangene Gewinn sei mindestens auf etwa 
25 000 DM zu schätzen, ändert nichts daran, daß binden­
de Feststellungen über Grund und Höhe des Anspruchs bis- < %
her nicht getroffen worden sind. Das wird das Berufungs­
gericht nachz'uholen haben. Hierbei wird es für die Fest­
stellung des Kausalzusammenhanges zwischen dem vom Be­
klagten mit dem Autor getätigten Verlagsvertoag und 
der Hichtvergäbe von Lizenzen für eine faschenbuch­
öder Buchgemeinschaftsausgabe in erster linie auf die 
vom Berufungsgericht bereits angeschnittene Frage an- 
kommen, ob der Autor Brecht auf Grund des dem niederlän­
dischen Hecht unterliegenden Verlagsvertrages befugt ge­
wesen wäre, einer solchen Lizenzausgabe zu widerspre­
chen. Da der Buchvertrieb durch Buchgemeiuschaften eine 
von der üblichen Art des Büchervertriebs verschiedene 
Vertriebsart ist, können die Bedenken, ob das dem Klä­
ger überlassene Verlagsrecht nach dem Willen den Ver­
tragspartner auch die Verbreitung des Werks durch 

, Duchgemeinschaften umfaßt, nicht unerürtert bleiben 
(vgl.' Urteil des Senats vom 21. November 1956 - I ZK 

• .98/57)• Bedurfte es der Zustimmung des Autors, so 
.'wird weiterhin nicht unberücksichtigt bleiben dürfen,
..daß bereits seit dem Jahre 1948 starke Mißhelligkeiten 
, izwischen ihm und dem Kläger aufgetreten waren, die den 
Autor veranlaßt haben könnten, sein Einverständnis



- 32 -

nicht oder nur unter Einschränkung zu erteilen- Das 
vom Berufungsgericht in diesem Zusammenhang zitierte 
Schreiben des Autors Brecht vom 2. Juli 1956, das 
einem Einigungsversuch dienen sollte, spricht dafür, 
daß der Kläger nicht ohne weiteres mit einer Zustimmung 
des Autors hätte rechnen können. Jedenfalls hat sich 
Brecht zu diesem Zeitpunkt mit einer Ausgabe bei m  

nur in der Form einverstanden erklärt, daß er 
selber das Werk an den Verlag verkaufen und bis zur 
Abdeckung eines noch zu vereinbarenden Betrages auf 
4as' Honorar zugunsten des, Klägers verzichten wollte.
Bas Berufungsgericht wird zu erwägen haben, ob dieses 
Schreiben einen Anhaltspunkt gibt, in welcher Weise 
die der Herausgabe einer Lizenzausgabe entgegenstehen­
den Schwierigkeiten hätten gelöst werden können und 
welchen Gewinn der Kläger unter diesen Umständen aus 
einer Lizenzausgabe hätte ziehen können.

Bas von der Revision auch in diesem Zusammenhang 
erhobene Bedenken, der Schaden werde nicht durch das 
Vorprozeßurteil erfaßt, ist allerdings aus der schon, 
oben erörterten Gründen nicht gerechtfertigt, Bas Ver­
halten des Beklagten, der sich durch die Verbreitung 
des Werkes in der Öffentlichkeit als Verleger bezeich­
net^ mußte nach der rechtsirrtumsfreien Auffassung 
des Berufungsgerichts auch und andere Verleger
zurückhalten, sich um Taschenbuch- oder Buchgemein- 
schaftsausgaben bei dem Kläger zu bemühen.

Hinsichtlich der Höhe eines etwaigen Schadens 
wird weiterhin der vom Berufungsgericht bereits ange­
deutete Gesichtspunkt,zu beachten sein, ob ein etwa 
eingetretener Verlust jedenfalls in Zukunft durch 
WiederherStellung geordneter Beziehungen zwischen dern



Kläger und dem Rechtsnachfolger des Autors ganz oder 
Jedenfalls zum Teil wieder ausgeglichen werden Könnte.

Das angefochtene Urteil mußte nach alledem in 
dem gekennzeichneten Umfange aufgehoben und der Rechts­
streit insoweit zur Nachholung der fehlenden Fest­
stellungen an das Berufungsgericht zurückverwiesen 
werden.

Die Entscheidung über die Kosten des Revisions­
verfahrens war dem Berufungsgericht vorzubehalten.
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